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(Nr, 5787.) Konzeſſions⸗ und Beſtaͤtigungs-Urkunde für die Oſtpreußiſche Suͤdbahn-Ge⸗ 
ſellſchaft. Vom 2. November 1863. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen x. 


Nachdem ſich zur Herſtellung einer Eiſenbahn von Pillau nach Koͤnigs⸗ 
berg und von da uͤber Bartenſtein, Raſtenburg, Loͤtzen nach Lyck eine Aktien⸗ 


geſellſchaft gebildet hat, wollen Wir zum Bau und Betriebe dieſer Eiſenbahn 


Unſere landes herrliche Genehmigung hierdurch ertheilen, auch das Uns vorge⸗ 
legte, am 10. Oktober 1863. notariell vollzogene Statut hiermit landesherrlich 
beſtaͤtigen. — Zugleich beſtimmen Wir, daß die in dem Geſetze uͤber die 
Eiſenbahn-Unternehmungen vom 3. November 1838. ergangenen Vorſchriften 
uͤber die Expropriation auf dieſes Unternehmen Anwendung finden ſollen. 


Die gegenwärtige Genehmigung: und Beſtaͤtigungs-Urkunde iſt mit dem 


Statut zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 


„Gegeben Schloß Babelsberg, den 2. November 1863. 


(JL. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


Johrpong 1863. (Nr. 5787.) 98 Statut 
Ausgegeben zu Berlin den 1. Dezember 1863. 


a 


Statut 


der 


Oſtpreußiſchen Südbahn⸗Geſellſchaft. 


A. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


. 
Name und Zweck der Geſellſchaft. 


Unter der Benennung „Oſtpreußiſche Suͤdbahn-Geſellſchaft“ 
wird eine Aktiengeſellſchaft errichtet, welche den Bau, die vollſtaͤndige Aus⸗ 
ruͤſtung und den Betrieb einer von der Allerhoͤchſten Beſtaͤtigung dieſes Sta⸗ 
tuts in laͤngſtens vier Jahren zu vollendenden Eiſenbahn von Pillau nach 
a Swe pi und von da uͤber Bartenſtein, Raſtenburg, Loͤtzen nach Lyck zum 

weck hat. 

Die Geſellſchaft uͤbernimmt zu gleicher Zeit die Verpflichtung, auf Ver⸗ 
langen der Staatsregierung ihr Unternehmen. auf den Bau und Betrieb der 
Bahnſtrecke von Lyck bis zur Landesgrenze zum Anſchluſſe an eine auf Kai⸗ 
ſerlich Ruſſiſchem Gebiete herzuſtellende Bahn von der Grenze nach Grodno 
oder Bialyſtock auszudehnen, und unterwirft ſich in dieſem Falle allen Beſtim⸗ 
mungen des zwiſchen der Koͤniglich Preußiſchen und der Kaiſerlich Ruſſiſchen 
Regierung wegen der Verhaͤltniſſe des Anſchluſſes u. ſ. w. abzuſchließenden 
Staatsvertrages. 


9. 2. 


Art der Benutzung. 


Die Geſellſchaft wird die Transporte auf der Bahn durch Dampf⸗ 
wagen auf eigene Rechnung betreiben, beziehungsweiſe auf der Strecke Koͤnigs⸗ 
berg⸗Pillau und auf den Verbindungsgeleiſen zwiſchen dem Bahnhof der Oſt⸗ 
bahn und dem Bahnhof der Geſellſchaft in Koͤnigsberg, nach Maaßgabe der 
dieſerhalb mit der Koͤniglichen Verwaltung der Oſtbahn Namens des Staates 
zu vereinbarenden, event. durch den Handelsminiſter feſtzuſetzenden Bedingungen 
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(F. 8. Nr. 8.) von der Verwaltung der Oſtbahn fuͤr Rechnung der Geſell⸗ 


ſchaft betreiben laſſen, auch — ſoweit ſie es ihrem Intereſſe gemaͤß findet, oder 
geſetzlich dazu verpflichtet iſt — Anderen die Benutzung der 8 
und Guͤtertransporten gegen Entrichtung eines beſtimmten Bahngeldes ge⸗ 
ſtatten. l 

Sie kann auch unter Genehmigung des Handelsminiſters einer anderen 
Eiſenbahnverwaltung den geſammten Betrieb der Bahn durch beſonderen Ver⸗ 
trag uͤberlaſſen. 


Sollte in Folge weiterer Vervollkommnung in den Transportmitteln 
eine noch beſſere und wohlfeilere Foͤrderung der Transporte, als auf Bahn⸗ 
ſchienen und mittelſt Lokomotiven moͤglich werden, ſo kann die Geſellſchaft auch 
das neue Befoͤrderungsmittel vorbehaltlich der Genehmigung des Staates her⸗ 
ſtellen und benutzen. 


8. 3. 
Bahnlinie und Bauplan. 


Die Bahnlinie hat das Königliche Miniſterium fir Handel, Gewerbe 


und öffentliche Arbeiten feſtzuſtellen; auch unterliegen der Genehmigung deſſel⸗ 


ben die ſpeziellen Bauprojekte und die Anſchlaͤge. 
Von dem feſtgeſtellten Bauplane darf nur unter beſonderer Genehmi⸗ 
gung des vorbezeichneten Miniſteriums abgewichen werden. 


§. 4. 
Domizil und Gerichtsſtand. 


Das Domizil der Geſellſchaft und der Sitz ihrer Verwaltung iſt 
Koͤnigsberg. 


H. 5. 
Fonds der Geſellſchaft. 


Das zum Baue der Oſtpreußiſchen Suͤdbahn nebſt Zubehoͤr, zur An⸗ 
ſchaffung des Betriebsmaterials nebſt Zubehoͤr, zur Beſtreitung der General⸗ 
koſten, einſchließlich der Koſten der Vorarbeiten, ſowie zur Verzinſung der 
Stamm ⸗Prioritaͤtsaktien bis zu dem im $. 22. beſtimmten Zeitpunkte erforder: 
liche Kapital der Geſellſchaft beſteht: 


in einem Grundkapitale von 13,000,000 Thaler (dreizehn Millionen 
Thaler Preußiſch Kurant) oder 1,950,000 Pf. Sterl. (Eine Million 
ee und fünfzig Tauſend Pfund Sterling) und wird auf⸗ 
gebracht: | \ 
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1) durch 32,500 Stuͤck Stammaktien zu je 200 Thaler oder 30 Pfund 
Sterling, giebt ..... = 6,500,000 Thaler oder 975,000 Pf. Sterl., 


2) durch 32,500 Stuͤck 
Stamm ⸗ Prioritäts- 
Aktien zu je 200 Tha⸗ | 
ler oder 30 Pfund 
Sterling, giebt .... = 0,500,000 Thaler oder 975,000 Pf. Sterl. 


in Summa. = 13,000,000 Thaler oder 1,950,000 Pf. Sterl. 


$. 6. 
Reſervefonds. 


Nach Ablauf des erſten Betriebsjahres wird zunaͤchſt ein Reſervefonds 
gebildet. Derſelbe iſt beſtimmt zur Deckung der in außerordentlichen Faͤllen 
noͤthigen Ausgaben und der Koſten für die Vermehrung der Betriebsmittel, 
welche nach Ablauf des erſten Betriebsjahres nothwendig befunden wird. 
Dieſem Reſervefonds werden uͤberwieſen: 


a) der Betrag derjenigen Zinſen und Dividenden, die nicht rechtzeitig 
erhoben und deshalb gemäß §. 24. zu Gunſten der Geſellſchaft ver: 
fallen ſind; 


b) ein Zuſchuß aus den Betriebseinnahmen, der vom Verwaltungsrathe 

nach Beduͤrfniß feſtgeſetzt wird, aber pro anno nicht mehr als ein 
Zehntheil Prozent des Anlagekapitals der Geſellſchaft betragen ſoll, 
inſofern der Verwaltungsrath nicht mit Zuſtimmung der vorgeſetzten 
Staatsbehoͤrde eine Erhoͤhung fuͤr noͤthig erachtet. 


Hat der Reſervefonds die Summe von 200,000 Thalern Preußiſch Ku⸗ 
rant, in Worten „zweimal hundert Tauſend Thalern Preußiſch Kurant“ erreicht, 
fo braucht er blos auf dieſer Höhe erhalten zu werden, und es erfolgen Zu: 
ſchuͤſſe nur dann, wenn eine Verminderung eingetreten iſt. 

So lange der Reſervefonds in voller Hoͤhe vorhanden iſt, fließen die 
nicht erhobenen Zinſen und Dividenden, ſowie die Zinſen des Reſervefonds ſelbſt, 
in die Betriebskaſſe. 


. 
Erneuerungsfonds. 


Ferner wird nach Ablauf des erſten Betriebsjahres noch ein Erneuerungs⸗ 
fonds gebildet, welcher beſtimmt iſt zur Beſtreitung der Koſten der Erneuerung 
der Schienen, Schwellen und der kleinen Eiſentheile des Oberbaues der Eiſen⸗ 
bahn, mit Einſchluß der Weichen, ſowie der Erneuerung der Lokomotiven nebſt 
Tendern und der Wagen aller Art. 5 

u 


nz 
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. 
Zu dieſen Erneuerungen ſind insbeſondere zu rechnen: 
1) bei Lokomotiven und Tendern die Auswechſelung der Feuerkaſten, 


Keſſel, Cylinder, Siederdhren, Federn, Achſen, Räder, Radreifen, ganzer 
Waſſerbehaͤlter und Bremſen; | 


2) bei den Wagen die Auswechſelung von ganzen Kaſten, Federn, Achfen, 
. Radreifen, Bremſen, und der Umbau des Innern ganzer 
Koupses. 


Alle dieſe Erneuerungen ſind jedoch nur dann aus dem Erneuerungs⸗ 
fonds zu beſtreiten, wenn ſie durch Abnutzung noͤthig werden, nicht aber, wenn 
ſie den Bauunternehmern, Lieferanten u. ſ. w. zur Laſt fallen. 


Dem Erneuerungsfonds werden uͤberwieſen: 


a) der nach vollſtaͤndigem Ausbau und vollſtaͤndiger Ausruͤſtung der Bahn 
verbleibende Reſt des Bau- und Betriebskapitals; 


b) die Einnahme aus dem Verkaufe alter Materialien des Oberbaues und 
der Betriebsmittel; 


c) ein Zuſchuß aus den Betriebseinnahmen, der nach Prozentſaͤtzen von 
dem Werthe der Schienen und Schwellen und von dem Werthe der 
Lokomotiven, Tender und Wagen zu berechnen iſt. 


Dieſe Prozentſaͤtze normirt der Verwaltungsrath nach Beduͤrfniß von 
fuͤnf zu fuͤnf Jahren mit Genehmigung der vorgeſetzten Staatsbehoͤrde. 

So lange der Erneuerungsfonds in voller Hoͤhe vorhanden iſt, fließen 
die unter b. benannten Einnahmen, ſowie die Zinſen des Erneuerungs fonds 
ſelbſt, in die Betriebskaſſe. 


H. 8. 
Verhaͤltniß der Geſellſchaft zum Staate. 


Die Verhaͤltniſſe der Geſellſchaft zum Staate werden, außer durch die 
beſtehenden und noch zu erlaſſenden Geſetze, im Allgemeinen durch die zu er⸗ 
theilende landesherrliche Konzeſſion und das gegenwaͤrtige Statut beſtimmt. 


Ins beſondere aber bleibt 


1) dem Staate vorbehalten: 

a) die Genehmigung des Bahngeldtarifs und des Frachttarifs, ſowohl 
fuͤr die Guͤter als fuͤr den Perſonenverkehr, ſowie jeder Abaͤnde⸗ 
rung der Tarife; 

b) die Genehmigung, noͤthigenfalls auch die Abänderung des Fahr: 
plans; 

c) die Beſtätigung der Wahl des oberſten Adminiſtrationsbeamten 
(Spezialdirektors) und des oberſten techniſchen Beamten (Ober⸗ 
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Ingenieurs reſp. Betriebsdirektors), welcher die formelle Qualifi⸗ 
kation zum Bauinſpektor beſitzen muß, ſowie die Genehmigung 
der dieſen beiden Beamten zu ertheilenden Geſchaͤftsinſtruktionen. 


2) Zur Ausfuͤhrung der Beſtimmung uͤber die Benutzung der Eiſenbahnen 
15 zu militairiſchen Zwecken (Geſetz-Samml. für 1843. S. 373.) iſt die 
g Geſellſchaft verpflichtet, ſowohl ſich den Beſtimmungen des Reglements 
vom 1. Mai 1861. — betreffend die Organiſation des Transportes 
groͤßerer Truppenmaſſen auf den Eiſenbahnen — desgleichen fuͤr die 
Befoͤrderung von Truppen, Militaireffekten und ſonſtigen Armeebeduͤrf⸗ 
niſſen auf den Staatsbahnen, — endlich der Inſtruktion vom 1. Mai 
1861. fuͤr den Transport der Truppen und des Armeematerials auf 
den Eiſenbahnen, und den kuͤnftigen Abaͤnderungen und Ergaͤnzungen 
dieſer Reglements und Inſtruktion zu unterwerfen, als auch Militair⸗ 
Perſonen und Effekten jeglicher Art zu ermaͤßigten Preiſen zu transpor⸗ 
tiren. Bei Normirung der Fahrpreiſe ſollen die niedrigſten Preiſe 
maaßgebend ſein, welche die Militairverwaltung mit anderen Eiſen⸗ 
ö bahnen vereinbart hat, oder noch vereinbaren wird. 


3) Außer der Uebernahme der unentgeltlichen Befoͤrderung von Poſt⸗ 

ſachen und Poſtwagen, gemäß $. 36. des Geſetzes vom 3. No⸗ 
vember 1838., $. 9. des Geſetzes vom 5. Juni 1852., H. 5. des 
Geſetzes vom 21. Mai 1860., ift die Geſellſchaft auch verpflichtet, die 
begleitenden Poſtkondukteure und das expedirende Poſtperſonal unent⸗ 
geltlich zu befoͤrdern. 


4) Die Geſellſchaft geftattet unentgeltlich die Anlage eines Staatstelegraphen 
laͤngs der Bahn unter den von dem Handelsgminiſter feſtzuſtellenden 
Bedingungen, iſt auch verpflichtet, nach Maaßgabe der Anordnung des 
Staates den Eiſenbahntelegraphen zur Benutzung von Staats- und 
Privatdepeſchen einzuraͤumen. 


5) Die Geſellſchaft hat auch den Anordnungen, welche wegen polizeilicher 
Beaufſichtigung der beim Eiſenbahnbau beſchaͤftigten Arbeiter getroffen 
werden, puͤnktlich nachzukommen und die aus dieſen Anordnungen er⸗ 
wachſenden Ausgaben, insbeſondere auch die durch die etwaige Anſtel⸗ 
lung eines beſonderen Polizei-Aufſichtsperſonals entſtehenden Koſten zu 
tragen. Sie iſt verpflichtet, die noͤthigen Zuſchuͤſſe zu der in Gemaͤß⸗ 
heit des Geſetzes vom 21. Dezember 1846. (Geſetz-Samml. für 1847. 
S. 21.) fuͤr die Bauarbeiter einzurichtenden Krankenkaſſe zu leiſten. 
Nicht minder wird die Geſellſchaft den Anforderungen der zuſtaͤndigen 
Behoͤrde wegen Genuͤgung des kirchlichen Beduͤrfniſſes der beim Bau 
beſchaͤftigten Beamten und Arbeiter bereitwillig Folge leiſten und erfor⸗ 
derlichen Falles auch die Tragung der dadurch etwa bedingten Koſten 
uͤbernehmen. 


6) Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, nach Maaßgabe der jetzt und kuͤnftig 
beſtehenden Grundſaͤtze fuͤr die Staatseiſenbahnen, fuͤr ihre Beamten 
g und 
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und Arbeiter Penſions⸗/ Wittwenverpflegungs⸗ und Unterſtuͤtzungs⸗ 
kaſſen einzurichten und zu denſelben die erforderlichen Beitraͤge zu leiſten. 


7) Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, die von ihr anzuſtellenden Bahnwaͤrter, 
Schaffner und ſonſtigen Unterbeamten, mit Ausnahme der einer techni⸗ 
ſchen Vorbildung bedürfenden, vorzugsweiſe aus den mit Civilanſtellungs⸗ 
berechtigung entlaffenen Militairs des Koͤniglich Preußiſchen Heeres, 
1 7 dieſelben das 35. Lebensjahr noch nicht zuruͤckgelegt haben, zu 
waͤhlen. f 


8) Die Geſellſchaft uͤberlaͤßt der den Betrieb auf der Koͤniglichen Oſtbahn 
leitenden Behoͤrde die Ausfuͤhrung des Transportdienſtes auf der Bahn⸗ 
ſtrecke Pillau⸗Koͤnigsberg, wie auf den die Bahnhoͤfe der Oſtbahn, der 
Koͤnigsberg⸗Pillauer und der Koͤnigsberg⸗Lycker Bahn verbindenden Ge⸗ 
leiſen und Betriebsanlagen, gegen Erſtattung der Selbſtkoſten. Die 
naͤheren Bedingungen, unter welchen dieſer Fahrbetrieb gefuͤhrt werden 
ſoll, find zwiſchen der gedachten Behörde und dem Verwaltungsrathe 
der Geſellſchaft ($. 39.) zu vereinbaren und werden, in Ermangelung 
einer Verſtaͤndigung, durch den Handelsminiſter nach Anhoͤrung des 
Verwaltungsrathes feſtgeſtellt. 


H. 9. 
Verwaltung und Verfaſſung. 
Die Intereſſen der Geſellſchaft werden wahrgenommen: 


1) durch die Geſammtheit der Aktionaire in der Generalverſammlung 
(G. 27. ff.), 


2) durch den Verwaltungsrath, beſtehend aus ſiebenzehn Mitgliedern, und 
3) durch drei Reviſoren. 5 


$. 10. 
Schlichtung von Streitigkeiten. 


Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen der Geſellſchaft und den Aktionairen wegen 
ruͤckſtaͤndig gebliebener Einzahlungen auf die Aktien (H. 16.) ſind im Gerichts⸗ 
ſtande der Geſellſchaft 4 zu machen, welchem ſich jeder Aktienzeichner 
und deſſen Rechtsnachfolger durch die Zeichnung reſp. durch den Erwerb der 
Rechte aus der Zeichnung kraft des gegenwartigen Statuts unterwirft. Sonſtige 
Streitigkeiten in geſellſchaftlichen Angelegenheiten zwiſchen der Geſellſchaft und 
den Aktionairen, ſowie der Aktionaire unter fich, desgleichen mit den Vertretern 
und Beamten der Geſellſchaft ſollen jeder Zeit durch Schiedsrichter entſchieden 
werden, von denen jeder Theil einen oder zwei ernennt und welche bei Meinungs⸗ 
verſchiedenheit einen Obmann waͤhlen. 
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1 Gegen den ſchiedsrichterlichen Ausſpruch iſt kein ordentliches Rechtsmittel 
zulaͤſſig. f FR 
Für das Verfahren des Schiedsgerichts find die zur Zeit deſſelben gel- 
tenden geſetzlichen Beſtimmungen maaßgebend. 1102 805 

Verzoͤgert einer der ftreitenden Theile auf die ihm durch einen Notar 
oder gerichtlich inſinuirte und im Falle der Abweſenheit ohne Zuruͤcklaſſung eines 
Bevollmächtigten durch die im $. 12. genannten Zeitungen zu veroͤffentlichende 
1 Aufforderung des Gegners die Ernennung eines Schiedsrichters 
länger als vierzehn Tage, fo ernennt der Vorſitzende des Handelsgerichts zu 
Koͤnigsberg den zweiten Schiedsrichter. 


$. 11. 


Können die Schiedsrichter fich über die Wahl des Obmanns nicht ver⸗ 
einigen, ſo wird auch dieſer von dem Vorſitzenden des Handelsgerichts zu 
Koͤnigsberg ernannt. 

Das alſo gebildete Schiedsgericht entſcheidet nach Stimmenmehrheit; bildet 
ſich aber keine Majorität, ſo gilt die Anſicht des Obmanns allein. 


$. 12. 
Oeffentliche Bekanntmachungen. 

Die nach dieſem Statute erforderlichen oͤffentlichen Bekanntmachungen, 
eee eee Einladungen oder ſonſtigen Mittheilungen ſind in fol— 
genden offentlichen Blättern: 

1) dem Preußiſchen Staatsanzeiger, 

2) der Berliner Boͤrſenzeitung, 

3) der Berliner Bank- und Handelszeitung, 

4) der Oſtpreußiſchen Zeitung, 

5) der Koͤnigsberger Hartungſchen Zeitung, 
abzudrucken. f 

Sofern fuͤr einzelne Bekanntmachungen nicht ein Anderes ausdruͤcklich 
vorgeſchrieben, genügt ein zweimaliger Abdruck der Bekanntmachung in jedem 
der vorgenannten Blaͤtter zu deren rechtsverbindlicher Publikation. 

Bei dem Eingehen des einen oder anderen der vorgenannten Blaͤtter ge⸗ 
nuͤgt die Bekanntmachung in den übrigen, bis die naͤchſte Generalverſammlung 
mit Genehmigung des Handelsminiſters uͤber die Wahl eines anderen Blattes, 
an Stelle des eingegangenen, Beſchluß gefaßt hat. 


$. 13. 


Abaͤnderung des Statuts. 


Abaͤnderungen des gegenwaͤrtigen Statuts ſind nur in Folge W or 
aaß⸗ 
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Maaßgabe der HH. 28. bis 31. gefaßten Beſchluſſes der Generalverſammlung 
unter landesherrlicher Genehmigung zulaͤſſig. 


* $ 14, 
Verkauf der Bahn und Auflöfung der Gefellfchaft. 


Auch der Verkauf der Bahn und die Auflöfung der Geſellſchaft, in- 
gleichen die Vereinigung des Unternehmens mit einem anderen Eiſenbahnunter⸗ 
nehmen koͤnnen nur in Folge eines in gleicher Weiſe gefaßten landesherrlich 
beftätigten Beſchluſſes der Genpralgstfann ning geſchehen ($. 31.). 


B. 


Beſondere Beſtimmungen. 


. 
Von den Aktien, Zinſen und Dividenden. 


H. 15. 
Aktien und deren Ausfertigung. 


Saͤmmtliche im F. 5. gedachte Stamm- und Stamm-⸗Prioritaͤtsaktien 
der Geſellſchaft werden auf den Inhaber lautend, unter fortlaufender Nummer, 
und zwar die Stammaktien nach dem beiliegenden Schema A. und die Stamm⸗ 
, Prioritätsaktien nach dem beiliegenden Schema B. ſtempelfrei ausgefertigt, je⸗ 
doch erſt dann ausgegeben, wenn der volle Nominalbetrag derſelben zur Ge⸗ 
ſellſchaftskaſſe berichtigt iſt. 
Jede Aktie wird mit mindeſtens acht Fakſimile⸗ Unterſchriften des Ver⸗ 
waltungsrathes verſehen, dagegen vom Rendanten der Geſellſchaft un ter⸗ 
ſchrieben. a 


H. 16, 
Einzahlung des Aktienkapitals. 


Vom Aktienkapitale, und zwar ſowohl von dem Stamm⸗, als von dem 
Stamm⸗Prioritaͤtsaktien⸗Kapitale, muͤſſen innerhalb ſechs Wochen nach erfolgter 
Allerhoͤchſter Beſtaͤtigung dieſes Statuts und Eintragung in das Handelsregiſter 
in Koͤnigsberg mindeſtens 10 pCt. (zehn Prozent) und im Laufe des erſten 

Jahres wenigſtens 20 pCt. (zwanzig Prozent) eggezahlt werden. 
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Die Zahlung des uͤbrigen Betrages geſchieht nach Beduͤrfniß, worüber 
der Verwaltungsrath zu beſtimmen hat, jedoch nur in der Weiſe, daß die Ein⸗ 


zahlungen der einzelnen Raten auf die Stamm-⸗Prioritaͤtsaktien die auf die 


Stammaktien geleiſteten Einzahlungen nicht uͤberſteigen. 

Die Aufforderung zu Einzahlungen, ſowie die Beſtimmung der Zahlungs⸗ 
orte erfolgt in der H. 12. vorgeſchriebenen Form dergeſtalt, daß jede Aufforde⸗ 
rung mindeſtens zweimal öffentlich bekannt gemacht wird und vom Tage der 
letzten Bekanntmachung bis zum feſtgeſetzten Einzahlungstermine eine mindeſtens 
vierwoͤchentliche Friſt offen bleibt. Vollzahlungen ſind auch ſchon vor dem Ein⸗ 
tritt der Faͤlligkeit der ausgeſchriebenen Raten geſtattet, jedoch bei den Stamm⸗ 
. nur in dem Maaße, als ſolche auf die Stammaktien be⸗ 
wirkt ſind. 1 


H. 17. 
Folgen der Nichtzahlung der ausgeſchriebenen Raten. 


Ein Aktionair, der eine ausgeſchriebene Rate zur feſtgeſetzten Zeit nicht 
einzahlt, iſt verpflichtet, außer der Nachzahlung der ruͤckſtaͤndigen Rate nebſt 
den geſetzlichen Verzugszinſen von fünf Prozent pro anno, eine Konventional⸗ 
ſtrafe von zehn Prozent der ruͤckſtaͤndigen Rate zur Geſellſchaftskaſſe zu ent⸗ 
richten und wird hierzu vom Verwaltungsrathe durch dreimalige öffentliche 
Bekanntmachung, deren letzte wenigſtens vier Wochen vor dem fuͤr die Ein⸗ 
zahlung feſtgeſetzten Schlußtermin zu veröffentlichen und in welcher nicht der 
Name, ſondern die Nummer des Quittungsbogens anzugeben iſt, aufgefordert. 

Wird auch dieſer Aufforderung nicht Folge geleiſtet, ſo iſt der Verwal⸗ 
tungsrath nach ſeiner Wahl berechtigt, entweder den ſaͤumigen Aktionair im 
Rechtswege zur Erfuͤllung ſeiner Verbindlichkeit anzuhalten, oder die bis dahin 
auf die betreffende Aktie eingezahlten Raten als verfallen, die Anſpruͤche auf 
den Empfang der gezeichneten Aktie durch oͤffentliche Bekanntmachung, unter 
Angabe der Nummer des Quittungsbogens, fuͤr erloſchen und den Quittungs⸗ 
bogen ſelbſt für null und nichtig zu er laͤren. An Stelle der auf dieſe Weiſe 
unter Beruͤckſichtigung der Beſtimmung des Artikels 222. Nr. 2. des Handels⸗ 
geſetzbuchs ausſcheidenden Aktionaire konnen neue Aktienzeichner zugelaſſen 
werden, denen die betreffenden verfallenen Einzahlungen der ſaͤumigen erſten 
Aktionaire anzurechnen und mit denen die Bedingungen für die Uebernahme der 
Zeichnungen durch den Verwaltungsrath, unbeſchadet der Verpflichtung zur 
Volleinzahlung der Aktie, zu vereinbaren find. Iſt durch dieſe, lediglich nach 
dem Ermeſſen des Verwaltungsrathes feſtzuſtellende Vereinbarung die vollfiän- 
dige Deckung des Reſtes des Nominalbetrages der betreffenden Aktien nicht zu 
erlangen, fo bleibt doch der erſte Zeichner — ungeachtet der geſchehenen Annul⸗ 
lirung ſeiner Rechte aus der Zeichnung — fuͤr den Ausfall perſoͤnlich verhaftet. 

Die aus einer Vereinbarung mit einem fuͤr einen ſaͤumigen Aktionair 
eintretenden neuen Zeichner etwa erwachſenden Vortheile fließen dem Erneuerungs— 
fonds (§. 7.) zu. 
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48. 
Quittungsbogen. 


Bis zur Berichtigung des vollen Nominalbetrages und wirklichen Aus⸗ 
fertigung der Aktien werden uͤber die geſchehene Einzahlung der einzelnen Raten 
Quittungsbogen unter fortlaufender Nummer nach dem beiliegenden Schema H. 
ausgefertigt, die auf den Namen des Aktienzeichners lauten und nach ge⸗ 
ſchehener Vollzahlung des Nominalbetrages der gezeichneten Aktien gegen dieſe 
ſelbſt ausgetauſcht werden. 
Die Quittungsbogen werden mit drei Fakſimile⸗Unterſchriften des Ver⸗ 
waltungsrathes verſehen. 


$. 19. 
Aushaͤndigung der Aktien. 


Nach erfolgter Einzahlung des ganzen Nominalbetrages eines Quittungs⸗ 
bogens wird dem darin benannten Aktionair, oder deſſen Ceſſionar, oder dem⸗ 
jenigen, welcher ſich als rechtmäßiger Beſitzer ausweiſet, gegen Ruͤckgabe des 
Quittungsbogens die gemäß $. 15. ausgefertigte Aktie ausgehändigt. 

Die Richtigkeit der Ceſſion eines Quittungsbogens zu pruͤfen iſt die Ge⸗ 
ſellſchaft zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet. 


$. 20. 
Verhaftung der Aktionaire. 


Kein Aktionair iſt uͤber den Betrag der gezeichneten Aktien hinaus zu 
Einzahlungen oder fuͤr Verbindlichkeiten der Geſellſchaft verpflichtet. 


$. 21. 
Zinſen der Einzahlungen. 


Die Stammaktien der Geſellſchaft werden waͤhrend der Bauzeit nicht 
verzinſt, dagegen werden auf voll eingezahlte Stamm⸗Prioritätsaktien, bezie⸗ 
hungsweiſe für die auf dieſelben geleiſteten Einzahlungen, fünf, Prozent pro 
anno bis zum Ablauf der Bauzeit ($. 22.) vergütet. 

Fuͤr die hiernach baar zu zahlenden Zinſen der voll eingezahlten Stamm⸗ 
Prioritätsaktien fertigt der Verwaltungsrath nach dem beiliegenden Schema C. 

/ Kupons aus, welche mit den Stamm⸗Prioritätsaktien zuſammen ausgehaͤn⸗ 

7 digt werden und gegen deren Einlieferung die Zahlung der Zinſen an den auf 
den Kupons beſtimmten Zahlungsorten und in den dort beſtimmten Terminen 
ſtattfindet. ö 

Die Bahn kann ſtreckenweiſe in Betrieb geſetzt werden. 

Gr. 6787. 99% | §. 22. 
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$. 22. 
Dividenden und deren Feſtſtellung. 


Mit Ablauf des Semeſters (30. Juni bis 31. Dezember), in welchem die 
Bahn vollſtaͤndig fertig und in ihrer ganzen Ausdehnung in Betrieb geſetzt 
wird, hört die Verzinſung der Stamm⸗Prioritaͤtsaktien aus dem Baukapitale 
auf und wird ſtatt derſelben der vom 1. Juli reſp. 1. Januar des auf die 
Betriebseroͤffnung folgenden Semeſters aus dem Unternehmen aufkommende 
Reinertrag nach Maaßgabe der folgenden Beſtimmungen vertheilt: 


1) Aus dem Ertrage des Unternehmens werden zunaͤchſt die Verwaltungs-, 
Unterhaltungs-, Betriebs- und ſonſtigen Ausgaben, ſowie alle auf dem 
Unternehmen haftenden Laſten beſtritten. 


2 Sodann werden die in den § . 6. und 7. gedachten jährlichen Bei— 
träge zum Reſerve⸗ und Erneuerungsfonds vorweg genommen und 


3) der demnaͤchſt verbleibende Reinertrag alljaͤhrlich in folgender Weiſe unter 
die Aktionaire vertheilt: 


a) 
b) 


0) 


Vorerſt erhalten die Inhaber der Stamm-Prioritaͤtsaktien fuͤnf 
Prozent des Nominalbetrages ihrer Aktien. 

Was nach Deckung dieſer fuͤnf Prozent noch uͤbrig bleibt, wird 
unter die Inhaber der Stammaktien nach Verhaͤltniß des No⸗ 
minalbetrages ihrer Aktien vertheilt. Der nach Gewaͤhrung einer 
Dividende von fuͤnf tag auf die Stamm⸗Prioritaͤtsaktien und 
die Stammaktien verbleibende Ueberſchuß wird zum dritten Theile 
zur Tilgung der etwa vom Staate geleiſteten baaren Subvention 
verwendet, bis die letztere völlig erftattet iſt. — Ergiebt ſich bei 
der Vertheilung des alsdann noch verbleibenden Ueberſchuſſes eine 
Dividende von mehr als ſechs zwei Drittheil 1 auf den 
Nominalbetrag der Stammaktien, ſo wird der Ueberſchuß uͤber 
dieſe ſechs zwei Drittheil Prozent auf die Stamm- und Stamm: 
Prioritaͤtsaktien pro rata vertheilt. 

Sollte in dem einen oder dem andern Jahre der Reinertrag nicht 
ausreichen, um den Inhabern der Stamm-Prioritaͤtsaktien die unter 
a. gedachte Dividende von fuͤnf Prozent zu gewaͤhren, ſo wird 
das Fehlende aus dem Reinertrage des oder der folgenden Jahre 
nachgezahlt und die Inhaber der Stammaktien erhalten nicht eher 
eine Dividende, als bis dieſe Nachzahlung vollſtaͤndig geleiſtet iſt. 


Die Zahlung der Dividende aus der Geſellſchaftskaſſe erfolgt jährlich 
vier Wochen nach Publikation der Bilanz (§. 26.). Im Falle der Auflöfung 
der Geſellſchaft reſp. der Liquidation des Geſellſchaftsvermoͤgens haben die In⸗ 
haber der Stamm⸗Prioritatsaktien ein Prioritätsrecht an dem vertheilungsfaͤhi⸗ 
gen Erlöfe für das Unternehmen, fo, daß fie aus demſelben zunaͤchſt und vor 
den Inhabern der Stammaktien befriedigt werden muͤſſen. 


$. 23. 
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H. 23. 
Dividendenſcheine und Talons. 
Mit den Stammaktien werden: 
N a) Dividendenſcheine auf fuͤnf Jahre nach dem beiliegenden Schema D. und 
b) Talons nach dem beiliegenden Schema E., 
und mit den Stamm⸗Prioritaͤtsaktien: 


b) Talons nach dem beiliegenden Schema G. 
ausgehaͤndigt und in gleicher Weiſe von fuͤnf zu fuͤnf Jahren erneuert. 


Dividendenſcheine und Talons werden unter der Firma des Verwaltungs⸗ 
rathes und zwei fakſimilirten Unterſchriften der Mitglieder deſſelben, ſowie dem 
Stempel der Geſellſchaft ausgefertigt. 

Die Ausreihung neuer Dividendenſcheine und Talons erfolgt gegen Ein- 
lieferung der mit den abgelaufenen Dividendenſcheinen und Kupons ausge⸗ 
gebenen Talons an den Inhaber der letzteren ohne Prüfung feiner Legitimation. 


7 
* a) Dividendenſcheine nach dem beiliegenden Schema F. und 
4 


§. 24. 
Zahlung der Dividende. 


Die Aus zahlung der Dividenden erfolgt von der Geſellſchaftskaſſe gegen 
Einlieferung der entſprechenden Dividendenſcheine nach geſchehener Feſtſtellung 
der Bilanz des betreffenden Betriebsjahres. 

Zinſen für die Stamm-⸗Prioritaͤtsaktien wahrend der Bauzeit und Divi⸗ 
denden, die nicht binnen vier Jahren, von den in den $$. 21. und 22. ange⸗ 
gebenen Zahlungstagen ab gerechnet, erhoben worden ſind, verfallen zum Vor⸗ 
theile der Geſellſchaft, vorbehaltlich der Beſtimmung des F. 25. 


$. 25. 
Oeffentliches Aufgebot und Mortifizirung. 


Sind Aktien, Dividendenſcheine oder Talons beſchaͤdigt oder unbrauchbar 
geworden, jedoch in ihren weſentlichen Theilen dergeſtalt erhalten, daß uͤber 
ihre Richtigkeit kein Zweifel obwaltet, jo iſt der Verwaltungsrath ermächtigt, 
gegen Einreichung der beſchaͤdigten Papiere auf Koſten des Inhabers neue gleich- 
artige Papiere auszufertigen und auszureichen. 

Außer dieſem Falle iſt die Ausfertigung und Ausreichung neuer Aktien 
in Stelle beſchaͤdigter oder verloren gegangener nur zulaͤſſig nach gerichtlicher 
Amortiſation derſelben, die im Domizil der Geſellſchaft bei dem dortigen Ge- 
richte erſter Inſtanz nachzuſuchen iſt. 

(Nr, 5787. Eine 
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Eine gerichtliche Amortiſation beſchaͤdigter oder verloren gegangener Ku⸗ 
pons und Dividendenſcheine findet nicht ſtatt. Der Betrag derſelben wird jedoch 
demjenigen, der die Beſchaͤdigung oder den Verluſt derſelben innerhalb des im 
$. 24. gedachten vierjaͤhrigen Zeitraumes bei dem Verwaltungsrathe angezeigt 
und ſeinen Anſpruch durch Einreichung des in ſeinen weſentlichen Theilen be⸗ 
ſchaͤdigten Papiers, und, im Falle des Verluſtes, durch Vorlegung der Aktie 
ſelbſt beſcheinigt hat, binnen einer vom Ablaufe des vierjaͤhrigen Zeitraumes 
zu berechnenden einjährigen praͤkluſiviſchen Friſt, gegen Ruͤckgabe der uͤber die 
ang ahl Anmeldung vom Verwaltungsrathe zu ertheilenden Beſcheinigung, 
ausgezahlt. 

. Auch eine gerichtliche Amortiſation beſchaͤdigter oder verlorener Talons 
findet nicht ſtatt. 

Die Ausreichung neuer Dividendenſcheine geſchieht, wenn der Aktien⸗ 
inhaber den Talon nicht einreichen kann, gegen Produktion der Aktie. 

Iſt aber vor Ausreichung der neuen Dividendenſcheine der Verluſt des 
Talons beim Verwaltungsrathe von einem Dritten angemeldet, der auf die 
neuen Dividendenſcheine Anſpruch macht, ſo werden letztere zuruͤckbehalten, bis 
rege zwiſchen beiden Praͤtendenten im Wege der Guͤte oder des Prozeſſes 
erledigt iſt. 


II. 
Von der Aufſtellung der Bilanzen. 


H. 26. 


Das Geſchaͤfts⸗ oder Betriebsjahr der Geſellſchaft iſt das Kalenderjahr. 

Die Bauzeit wird bis zum Ende desjenigen Halbjahres gerechnet, in 
welchem der Betrieb der Bahn vollſtaͤndig eröffnet. iſt. 

Waͤhrend der Bauzeit wird nach Ablauf eines jeden vollen Kalender⸗ 
jahres eine Bilanz aufgeſtellt, welche nachzuweiſen hat, wie weit das Aktien⸗ 
kapital eingezogen und verwendet iſt. 

Die Aufſtellung der Generalbilanz uͤber die ganze Bauausfuͤhrung erfolgt 
nach Beendigung des Baues zur nächſten ordentlichen Generalverſammlung. 

Nach Ablauf der Bauzeit iſt am Schluſſe eines jeden vollen Betriebs⸗ 
jahres das Reſultat des Betriebes durch eine Bilanz darzuſtellen. 

Iſt der Betrieb der Bahn nicht im Anfange, ſondern im Laufe eines 
Kalenderjahres eroͤffnet, ſo hat ſich die erſte Betriebsbilanz auf dieſen Theil 
des Jahres zu beſchraͤnken. 

In der Bilanz werden alle Einnahmen des betreffenden Jahres nach 
ihrem Baarbetrage, etwaige Ausſtaͤnde nach ihrem Nominalbetrage, infofern 
fie aber unſicher fein ſollten, nach gewiſſenhafler Schätzung von Seiten des 
Verwaltungsrathes, und vorhandene Baumaterialien und Vorraͤthe nach dem 
Koftenpreife und, bei eingetretener Werthsverminderung, unter Beruͤckſichtigung 
derſelben, als Aktiva angeſetzt. 8 

ds 
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Dagegen kommen als Paſſiva in Anſatz alle Ausgaben, die im Laufe 
des Jahres entſtanden und nicht aus dem Reſerve- oder Erneuerungsfonds 
($$. 6. und 7.) zu beſtreiten geweſen find, mit Einſchluß der etwa am Jahres⸗ 
ſchluſſe verbliebenen Ruͤckſtaͤnde. 

Die Jahresbilanzen werden innerhalb der erſten drei Monate nach Ab⸗ 
lauf des betreffenden Jahres durch die Geſellſchaftsblaͤtter mitgetheilt. 


III. 
Von den Generalverſammlungen. 


. 97. 
Ort und Berufung. 


Alle Generalverſammlungen werden in Koͤnigsberg abgehalten. Die 
Berufung dazu erfolgt unter Minthelung der Tagesordnung durch den Ver⸗ 
waltungsrath mittelſt zweimaliger oͤffentlicher Bekanntmachung, von denen die 
erſte ſpaͤteſtens vier Wochen vor dem Verſammlungstage erſcheinen muß. 


H. 28. 
Ordentliche Generalverſammlungen. 


Ordentliche Generalverſammlungen finden ſtatt: 
im zweiten Kalenderquartale eines jeden Betriebsjahres und zuerſt in 
dem auf den Ablauf der Bauzeit und die Eroͤffnung des Betriebes 
auf der ganzen Bahn zunaͤchſt folgenden Jahre. 


Regelmäßige Gegenſtaͤnde der Berathung und der Beſchlußnahme der: 
ſelben ſind: 

1) der Bericht des Verwaltungsrathes uͤber die Lage der Geſchaͤfte und 
die Bilanz (F. 26.); . ö 

2) die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes; 

3) 51 Wahl von drei Reviſoren zur Pruͤfung und Dechargirung der 

ilanz; 

4) Bericht der Reviſoren über die Prüfung und Decharge der Bilanz des 
verfloſſenen Jahres und Beſchlußnahme über gezogene monita; 

5) Beſchlußnahme uͤber diejenigen Angelegenheiten, welche der General⸗ 
verſammlung vom Verwaltungsrathe, den Reviſoren oder einzelnen 
Aktionairen zur Entſcheidung vorgelegt werden; 

6) Feſtſetzung der den Mitgliedern des Verwaltungsrathes zu gewähren: 
den Remunerationen. 

Ar. 8787.) $. 29, 
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$. 29. 
Antraͤge einzelner Aktionaire. 


Beſondere Anträge einzelner Aktionaire muͤſſen fo zeitig vor der General- 
verſammlung dem Vorſitzenden des Verwaltungsrathes ſchriftlich mitgetheilt 
werden, daß dieſelben gemaͤß Artikel 238. des Handelsgeſetzbuches noch in die 
öffentliche, zur Verſammlung einladende Bekanntmachung aufgenommen werden 
koͤnnen, widrigenfalls die Beſchlußnahme daruͤber bis zur naͤchſten General— 
verſammlung zu vertagen iſt. 


$. 30. 
Außerordentliche Generalverſammlungen. 


Außerordentliche Generalverſammlungen finden ſtatt in allen Faͤllen, in 
denen der Verwaltungsrath, die Reviſoren oder die Aufſichtsbehoͤrde ſie fuͤr 
noͤthig erachten, auf Antrag der Aktionaire, gemäß Artikel 237. des Handels⸗ 
gefeßbuches, wenn ein ſolcher Antrag unter Depofition des zehnten Theils der 
emittirten Aktien und unter Angabe der Gruͤnde und des Zweckes beim Ver— 
waltungsrathe geſtellt iſt. 

In der Einladung muß der Gegenſtand der zu verhandelnden Geſchaͤfte 
kurz angedeutet werden. 


$. 31. 
Nothwendigkeit einer Generalverſammlung. 


Außer den im $. 28. genannten Gegenftänden ift der Beſchluß einer 
Generalverſammlung überhaupt erforderlich: ! 


1) zur Ausdehnung des Unternehmens über den im H. 1. angegebenen 
Zweck hinaus und auf die im H. 2. vorbehaltene anderweitige Be⸗ 
nutzungsart; ’ 

2) zur Vermehrung des Grundkapitals der Geſellſchaft und Kontrahirung 
von Anlehen fuͤr dieſelbe; 


3) zur Fuſion der Geſellſchaft mit einer anderen und Feſtſtellung der des— 
fallſigen Bedingungen; 

4) zur Uebernahme des Betriebes auf anderen Eiſenbahnen und — unter 
Beachtung der im $. 8. Nr. 8. beſtimmten Beſchraͤnkung — zur 
Uebertragung des Betriebes der eigenen Bahn an eine andere Geſell— 
ſchaft oder an den Staat; 


5) zu Abaͤnderungen und Ergaͤnzungen des Statuts auch in anderen, als 
den unter 1. und 2. genannten Faͤllen; 
6) zur 
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ü 6) zur Aufhebung der Beſchluͤſſe früherer Generalverſammlungen; 
7) zur Auflöfung der Geſellſchaft; 
8) zum Verkaufe der Bahn. 


Beſchluͤſſe uͤber dieſe Gegenſtaͤnde Fönnen ſowohl in ordentlichen als 
außerordentlichen Generalverſammlungen gefaßt werden; der Gegenſtand der 
Berathung muß aber in beiden Faͤllen nach H. 30. in der Vorladung bezeich⸗ 
net ſein. 5 : 

Alle unter 1. bis 5., 7. und 8. gedachten Beſchluͤſſe beduͤrfen der Ge⸗ 
nehmigung des Staates, um fuͤr die Geſellſchaft verbindlich zu werden. 

Ueber die Art der Abſtimmung über dieſe Gegenſtaͤnde ſetzt $. 36. das 
Noͤthige feſt. 


H. 32. 
Stimmenzaͤhlung. 


Das Stimmrecht der Stammaktionaire und der Stamm = Prioritäts- 
aktionaire in den Generalverſammlungen iſt gleich. 

Bei allen Abſtimmungen geben je fünf Aktien, wenn ſich der Beſitz von 
fünf bis funfzig Aktien in Einer Perſon vereinigt, Eine Stimme, und fuͤr die 
Aktien, welche Jemand uͤber die Zahl von funfzig beſitzt, je zehn Aktien Eine 
Stimme, ſo jedoch, daß auch der groͤßte Aktienbeſitz zu nicht mehr als fuͤnf und 
funfzig Stimmen (das volle Stimmrecht fuͤr fuͤnfhundert Aktien) berechtigt. 

Iſt ein Aktionair zugleich Bevollmaͤchtigter eines anderen Aktionairs, ſo 
kann er einſchließlich des Stimmrechts des letzteren niemals mehr als Ein⸗ 
hundert und zehn Stimmen haben. 

Die Beſitzer von weniger als fuͤnf Aktien ſind zur Theilnahme an der 
Generalverſammlung — jedoch ohne Stimmrecht — befugt. a 


$. 33. 


Legitimation der Stimmberechtigten. 


Zur Theilnahme an der Generalverſammlung ſind nur diejenigen berech⸗ 
tigt, welche wenigſtens drei Tage vor der Verſammlung ihre Aktien bei der 
Geſellſchaftskaſſe deponiren. Die Nummern der deponirten Aktien werden in 
einem nach der laufenden Nummer angelegten Verzeichniſſe roth angeſtrichen, 
und dies unter der Kontrolle eines dazu beſtimmten Beamten zu fuͤhrende Ver⸗ 
zeichniß wird vom Syndikus der Geſellſchaft verifizirt. 

Gleichzeitig muß jeder Aktionair ein von ihm unterſchriebenes Verzeichniß 
der Nummern ſeiner Quittungsbogen oder Aktien in zwei Exemplaren uͤber⸗ 
geben, von denen das eine zu den Akten der Geſellſchaft geht, das andere mit 
dem Siegel der Geſellſchaft unter dem Vermerke der erfolgten Depoſition, ſo⸗ 
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wie mit der Stimmenzahl verſehen, ihm zuruͤckgegeben wird. Dies Exemplar 
dient als Einlaßkarte zur Verſammlung, auf Grund deren beim Eintritte in 
dieſelbe dem Inhaber eine angemeſſene Anzahl von Stimmzetteln verabfolgt . 
wird, welche mit dem Stempel der Geſellſchaft verſehen ſind. 

Gegen Ruͤckgabe dieſes Duplikatverzeichniſſes erfolgt die Rückgabe der 
betreffenden Aktien. Die Stelle der wirklichen Depoſition bei der Geſellſchaft 
vertreten nur amtliche Beſcheinigungen von Staats- und Kommunalbehoͤrden 
uͤber die bei ihnen erfolgte Depoſition der Aktien. 


$. 34. 
Vertretung der Aktionaire. 


Es iſt einem jeden Aktionair geſtattet, ſich durch einen aus der Zahl der 
ubrigen Aktionaire gewählten Bevollmächtigten vertreten zu laſſen, deſſen Voll⸗ 
machtsauftra 51 ſchriftliche (entweder von einem Mitgliede des Geſell⸗ 
ſchaftsvorſtandes, oder von einem Beamten, der ein Öffentliches Siegel zu führen 
berechtigt iſt, beglaubigte) Vollmacht nachgewieſen iſt. 

Dieſe Vollmacht muß ſpaͤteſtens einen Tag vor der Verſammlung im 
Buͤreau der Geſellſchaft niedergelegt, auch die Legitimation des Vollmachts⸗ 
ausſtellers auf die im $. 33. vorgeſchriebene Weiſe geführt werden. 

Aktionaire weiblichen Geſchlechts duͤrfen den Generalverfammlungen über: 
haupt nicht beiwohnen, doch koͤnnen ſie ſich durch ihre Ehemaͤnner oder durch 
Bevollmaͤchtigte aus den Aktionairen vertreten laſſen. Ein Ehemann bedarf 
zur Vertretung ſeiner Ehefrau keiner beſonderen Vollmacht. Juriſtiſche Per: 
ſonen koͤnnen durch ihre verfaſſungsmaͤßigen Repraͤſentanten, Handlungshaͤuſer 
durch ihre Prokuriſten, Bevormundete durch ihre Vormuͤnder vertreten werden, 
ohne daß dieſe Vertreter Aktionaire zu ſein brauchen. 


$ 35. 
Entſcheidung uͤber das Stimmrecht. 


Die Entſcheidung etwaiger Reklamationen uͤber das Stimmrecht gebuͤhrt 
der Generalverſammlung. 


$. 36. 
Gang der Verhandlungen. 


Der Vorſitzende des Verwaltungsrathes oder deſſen Stellvertreter leitet 
die Verhandlung, beſtimmt die Folgeordnung der zu verhandelnden Gegen- 
ſtaͤnde, ertheilt das Wort und ſetzt das bei der Abſtimmung zu beobachtende 
Verfahren feſt. | 
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Bei ſchriftlicher Abſtimmung, fuͤr welche nur geſtempelte Stimmzettel 
guͤltig ſind, muͤſſen dieſelben bei Vermeidung der Unguͤltigkeit vom Stimmgeber 
unterſchrieben und mit der Zahl der Stimmen, welche er repraͤſentirt, ver 
ſehen ſein. N 
Die Beſchluͤſſe werden in der Regel durch abſolute Stimmenmehrheit 
gefaßt, jedoch findet davon eine Ausnahme ſtatt bei den nach F. 31. ad 1. 
bis 5., 7. und 8. gedachten Gegenſtaͤnden, uͤber welche nur eine Majoritaͤt von 
zwei Drittheilen der anweſenden oder vertretenen Stimmen entſcheiden kann. 


Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Aus⸗ 
ſchlag. | 


K. 37. 
Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes und der Reviſoren. 


Bei der Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes reſp. der Revi⸗ 
foren findet in den jährlichen ordentlichen Generalberſammlungen folgendes 
Verfahren ſtatt: 


a) die Wahl erfolgt durch zweifaches Skrutinium, ſo daß zunaͤchſt die Mit⸗ 


glieder des Verwaltungsrathes und hierauf die Reviſoren gewaͤhlt 


werden; 


b) die Wahl erfolgt durch Stimmzettel, auf deren jedem eine der Zahl 
der zu Erwaͤhlenden gleiche Zahl Namen wahlfaͤhiger Geſellſchafts⸗ 
mitglieder zu ſetzen iſt; 


c) ee welche formell ungültig find, bleiben ebenſo, wie unſtatt⸗ 
hafte Wahlen, unberuͤckſichtigt; 


d) der Vorſitzende ernennt aus der Verſammlung Kommiſſarien, welche 
unter Zuziehung des Syndikus oder deſſen Stellvertreters die Stimm— 
zettel ſammeln, nach dem jedesmaligen Skrutinium die Unterſchriften 
der Stimmzettel und die beigefuͤgte Stimmenzahl nach dem angefer⸗ 
tigten, von dem Syndikus der Geſellſchaft zu verifizirenden und von 
ihm und den ernannten Kommiſſarien zu unterſchreibenden Verzeichniſſe 
der anweſenden Aktionaire pruͤfen und nach erfolgter Verifikation den 
Inhalt der Stimmzettel, unter Verſchweigung des Namens des Stimm⸗ 
feln laut verleſen und die Reſultate der Abſtimmung zuſammen⸗ 

ellen; 


als erwaͤhlt werden diejenigen erachtet, welche nach Inhalt der betref— 
fenden Stimmzettel die größte Anzahl der Stimmen und zugleich die 
abſolute Stimmenmehrheit erhalten haben. Iſt die abſolute Majoritaͤt 
nicht erreicht, ſo werden diejenigen, welche die meiſten Stimmen erhal⸗ 
ten haben, in doppelter Anzahl der noch zu Waͤhlenden zur engeren 
Wahl geſtellt; 


2) das Reſultat der Abſtimmung wird hiernächſt in das über die Ver⸗ 
(Nr. 5787.) 100 * hand⸗ 


e 


— 


Bahn ae IR ee Tr Te TTT. . ee 


— 736 — 


handlung aufzunehmende Protokoll regiſtrirt; die Stimmzettel aber wer⸗ 
den mit dem Siegel der Geſellſchaft verſchloſſen und aſſervirt; 


8) bei eintretender Stimmengleichheit bei der Wahl entſcheidet uͤber die 


Prioritaͤt das Loos, nach einer vom Vorſitzenden in der Verſammlung 
ſelbſt zu treffenden Anordnung. 


Sollte Einer oder Mehrere der gewaͤhlten Mitglieder des Verwaltungs- 
rathes die Annahme des Amtes, zu welchem uͤberhaupt ein Zwang nicht ſtatt⸗ 
findet, ausſchlagen, was angenommen wird, ſofern ſie ſich binnen acht Tagen 
nach geſchehener Bekanntmachung der Wahl nicht ſchriftlich zur Annahme be⸗ 
reit erklärt haben, ſo ruͤcken nach der Reihenfolge diejenigen ein, welche die 
meiſten Stimmen erhalten haben. 


H. 38. 
Protokoll. 


Das uͤber die Verhandlung jeder Generalverſammlung aufzunehmende 
Protokoll wird gerichtlich oder notariell aufgenommen und von den anweſenden 
en des Verwaltungsrathes und zwei ſonſtigen Aktionairen unter- 

rieben. 


Die Namen der in der Generalverſammlung erſchienenen ſtimmberechtig⸗ 
ten Aktionaire und die Legitimation der Bevollmächtigten oder Vertreter der 
abweſenden ſtimmberechtigten Aktionaire find durch eine von den in der General- 
verſammlung anweſenden Mitgliedern des Verwaltungsrathes zu vollziehende 
Praͤſenzliſte, welcher die Stimmenzahl beizufuͤgen iſt, feſtzuſtellen, und ſolche dem 
Protokolle beizufuͤgen. 


Protokoll und Praͤſenzliſte haben vollkommen beweiſende Kraft für den 
Inhalt der von der Geſellſchaft gefaßten Beſchluͤſſe. 

Die namentliche Auffuͤhrung der in der Generalverſammlung erſchienenen, 
nicht ſtimmberechtigten Aktionaire in der Praͤſenzliſte iſt nicht erforderlich. 


IV. 
Von den Repräſentanten und Beamten der Geſellſchaft. 
A. 


Verwaltungsrath. 


$. 39. 
Zweck, Umfang, Sitz. 


Der Verwaltungsrath bildet den Vorſtand der Geſellſchaft; er die 
en⸗ 
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ſentirt und vertritt die Geſellſchaft in ihren inneren und aͤußeren Rechten, ſo⸗ 
weit dies nicht ausdruͤcklich der Generalverſammlung vorbehalten iſt. 

Er beſteht aus ſiebenzehn Mitgliedern, von denen wenigſtens neun in Preu⸗ 
ßen ihren Wohnſitz haben muͤſſen, und iſt beſchlußfaͤhig, wenn mindeſtens fieben 
Mitglieder mit Einſchluß des Vorſitzenden oder ſeines Stellvertreters anweſend 
oder vertreten ſind. 

Außerdem ſteht es den Verwaltungsraths-Mitgliedern frei, ſich durch 
einen ſchriftlich Bevollmaͤchtigten aus der Mitte des Verwaltungsrathes ver⸗ 
treten zu laſſen; doch darf kein Mitglied mehr als zwei Vertretungen gleich 
zeitig uͤbernehmen. 


H. 40. 
Wahlfaͤhigkeit. 


Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß im Beſitze von fuͤnf und 
zwanzig Stamm⸗ oder Stamm⸗-⸗Prioritaͤtsaktien fein, welche für die Dauer des 
Amtes bei der Geſellſchaftskaſſe niederzulegen ſind. 


Nicht wahlfaͤhig ſind: 
1) Beamte der Geſellſchaft, 
2) Minderjaͤhrige und unter Kuratel ſtehende Perſonen, ſowie diejenigen, 
welche ihre Zahlungen eingeſtellt und ſich nicht vollftändig mit ihren 
Glaͤubigern regulirt haben, 


3) lege welche nicht im Vollbeſitze der bürgerlichen Ehrenrechte 
ind, 


4) Perſonen, welche mit der Geſellſchaft in Kontraktsverhaͤltniſſen ſtehen. 


H. 41. 
Der Vorſitzende. 


Der Verwaltungsrath waͤhlt aus ſeinen in Preußen wohnhaften Mit⸗ 
gliedern alljaͤhrlich einen Vorſitzenden und einen Stellvertreter fuͤr denſelben. 

Zur Guͤltigkeit der Wahl iſt erforderlich, daß ſie mit abſoluter Stimmen⸗ 
mehrheit erfolgt iſt. 

‚Der Vorſitzende leitet die Geſchaͤfte, empfängt und öffnet die eingehenden 
Schreiben, beruft die Verſammlungen, ladet zu denſelben die Mitglieder, nach 
Befinden durch ſchriftliche, den Gegenſtand der Beſprechung andeutende Cir⸗ 
kulare ein und leitet in der Verſammlung ſelbſt die Verhandlungen. 

Der Stellvertreter des Vorſitzenden hat, wenn letzterer verhindert iſt, 
uͤberall die gleichen Rechte und Pflichten, wie der Vorſitzende ſelbſt. 


(Nr. 5787.) $. 42, 
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$, 42. 
Verſammlungen und Beſchluͤſſe. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich in der Regel allmonatlich an 
einem vorher durch Beſchluß zu beſtimmenden Tage, außerdem aber ſo oft, als 
es der Vorſitzende fuͤr nothwendig erachtet, oder vier Mitglieder unter Angabe 
der Gruͤnde es verlangen. 

Die Sitzungen finden in der Regel in Königsberg ſtatt, koͤnnen aber 
auch auf einer der Stationen, welche die nach H. 1. zu erbauende Eiſenbahn 
berührt, abgehalten werden, wenn dies der Gegenſtand der Berathungen erfor⸗ 
derlich macht. 

Guͤltige Beſchluͤſſe koͤnnen nur mit abſoluter Stimmenmehrheit gefaßt 
werden. Fuͤr den Fall der Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzen⸗ 
den den Ausſchlag. 

Bei Wahlen wird ebenfo verfahren, wie im $. 37. sub e. und am Ende 
vorgeſchrieben iſt. 

Mitglieder, welche bei dem Gegenſtande der Berathung ein Privatinter⸗ 
eſſe haben, muͤſſen ſich bei der Abſtimmung entfernen. 


Soll in den Sitzungen 
1) uͤber Feſtſtellung der Inventur, der Bilanz und der Dividende, 


2) über Anſtellung von Beamten mit längerer als dreimonatlicher Kuͤndi⸗ 
gung, oder uͤber Entlaſſung derſelben, 


3) uͤber Erwerbung oder Veraͤußerung von Immobilien, 
4) uͤber Vertraͤge, deren Gegenſtand mehr als 1500 Thaler betraͤgt, 
Talg Beſchluß gefaßt werden, ſo muß den Mitgliedern mindeſtens vierzehn 


age vor der Sitzung ſchriftlich angezeigt worden ſein, daß daruͤber verhandelt 
werden ſoll. 


Ueber die Beſchluͤſſe des Verwaltungsrathes wird ein Protokoll gefuͤhrt. 


$. 43. 
Reſſort und Befugniſſe. 


Der Verwaltungsrath als Vorſtand der Geſellſchaft (F. 39.) leitet ins⸗ 
beſondere ſaͤmmtliche Angelegenheiten der Geſellſchaft, bringt ſeine eigenen, ſo⸗ 
wie die Beſchluͤſſe der Generalverſammlungen in Ausfuͤhrung und ernennt und 
entlaͤßt die Beamten der Geſellſchaft. Er verwaltet den Geſellſchaftsfonds und 
die künftig eingehenden Bahn- und Transportgelder, ſowie alle ſonſtigen Ein⸗ 
nahmen der Geſellſchaft, erwirbt die zur Erreichung des Geſellſchaftszweckes 

nach 
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nach ihren Beſchluͤſſen erforderlichen Grundſtuͤcke und ſonſtiges bewegliches oder 

unbewegliches Eigenthum, bewirkt die vollſtaͤndige Erbauung der Bahn nach 
dem genehmigten Bauplane, ſowie demnachſt ihre Unterhaltung, desgleichen die 
Aufführung, Anſchaffung, Unterhaltung der erforderlichen Gebaͤude, Materialien, 
Transportmittel und Utenſilien, organiſirt und leitet den Transportbetrieb, 
ſchließt alle im Intereſſe der Geſellſchaft erforderlichen Kauf-, Verkauf-, Taufchz, 
Pacht-, Mieths⸗, Engagements⸗, Anleihe- und ſonſtigen Verträge, auch den nach 
H. 8. Nr. 8. abzuſchließenden Vertrag, Namens der Geſellſchaft und repraͤ⸗ 
ſentirt die letztere in allen Verhaͤltniſſen nach Außen auf das Vollſtaͤndigſte 


mit allen Befugniſſen und Verpflichtungen, welche die Geſetze dem Vorſtande 


einer Aktiengeſellſchaft (Artikel 227. bis 241. des Handelsgeſetzbuches) beilegen. 


Insbeſondere iſt der Verwaltungsrath legitimirt, die Geſellſchaft in allen 
gerichtlichen Handlungen zu vertreten, Eintragungen jeder Art in die Hypo⸗ 
thekenbuͤcher und Loͤſchungen in denſelben zu bewilligen, Wiederveraͤußerungen 
vorzunehmen, Vergleiche zu ſchließen und Streitigkeiten ſchieds richterlicher Ent⸗ 
ſcheidung zu unterwerfen. 

Der Verwaltungsrath hat mit Genehmigung des Handelsminiſters nach 
Eroͤffnung des Betriebes einen Generalbevollmaͤchtigten zu beſtellen, welcher die 
Geſellſchaft in allen auf die Ausuͤbung des Eiſenbahnbetriebes bezuͤglichen Ges 
ſchaͤften, ſoweit dieſelben nicht von dem verantwortlichen techniſchen Betriebs— 


direktor ($. 8. Nr. 1. c.) zu leiten find, zu vertreten berechtigt und verpflichtet 


iſt. Derſelbe hat in Koͤnigsberg ſeinen Wohnſitz zu nehmen und muß Preußi⸗ 
ſcher Unterthan ſein. 

Der Verwaltungsrath iſt außerdem ermaͤchtigt, zur Ausuͤbung gewiſſer 
Befugniſſe deſſelben anderweit General- und Spezialbevollmaͤchtigte zu ernennen 
und denſelben Vollmachten zu ertheilen, welche, ſoweit ſie nicht fuͤr ein beſtimm⸗ 
tes Geſchaͤft oder auf einen beſtimmten Zeitraum ertheilt ſind, durch den Wechſel 
der Verwaltungsraths-Mitglieder allein nicht erlöfchen. 


Zur Berathung und Beſchlußnahme des Verwaltungsrathes gehoͤrt ins⸗ 
beſondere: 
1) die Beſtimmung der Einzahlungen auf die Aktien (F. 16.), Ausfertigung 
der Aktien, Dividendenſcheine, Kupons und Talons; 
2) die Wahl ſaͤmmtlicher Beamten und Feſtſtellung der mit denſelben ab— 
zuſchließenden Verträge, ſowie der ihnen zu ertheilenden Inſtruktionen 


3) die Anlage eines zweiten Bahngeleiſes, ſowie alle im $. 31. unter 
1. bis 8. genannten, demnaͤchſt zum Beſchluſſe der Generalverfamm- 
lung zu bringenden Gegenſtaͤnde; ö 


4) die Feſtſtellung der Inventur und Bilanz; 
5) die Beſtimmung uͤber die Hoͤhe der jaͤhrlichen Dividende; 


6) die Normirung der Prozentſaͤtze, welche aus der Betriebskaſſe zum Er— 
neuerungsfonds zu zahlen find (H. 7.). N 
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Alle Erklaͤrungen, Urkunden, Vertraͤge und Verhandlungen, die der Ver⸗ 
waltungsrath Namens der Geſellſchaft ausſtellt, reſp. vollzieht, ſind verbindlich 


fuͤr die Geſellſchaft, ſobald ſie von dem Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter 


915 e noch zweien Mitgliedern des Verwaltungsrathes unterſchrie— 
en ſind. 


$. 44. 
Legitimation. 

Zur Ausuͤbung aller dem Verwaltungsrathe im H. 43. ertheilten Befug⸗ 
niſſe bedarf derſelbe gegen dritte Perſonen und Behörden keiner weiteren Legi⸗ 
timation, als eines auf Grund der von der Gerichtsperſon oder dem Notar 
aufgenommenen Wahlverhandlung ausgefertigten gerichtlichen oder notariellen 
Atteſtes uͤber die Perſonen ſeiner jedesmaligen Mitglieder. 


§. 45. 
Pflichten und Verantwortlichkeit. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrathes verwalten ihr Amt nach beſter 
Einſicht und find der Geſellſchaft nach Maaßgabe der Geſetze ($. 132. Tit. 6. 
Thl. II. des Allgemeinen Landrechts) fuͤr ihre Handlungen verhaftet. 

Die nicht in Preußen wohnhaften Mitglieder nehmen für etwaige Re: 
greßanſpruͤche beim Koͤniglichen Stadtgericht zu Koͤnigsberg Domizil und ſind 
den Entſcheidungen der Preußiſchen Gerichte allerorts mit voller Wirkung unter: 
worfen, ſo daß aus denſelben auch im Auslande gegen ſie ohne Weiteres die 
Exekution vollſtreckt werden kann. 


$. 46. 
Dauer des Amtes. 


jahn Die Amtsdauer der Mitglieder des Verwaltungsrathes iſt eine vier 
jaͤhrige. f 


In den drei erſten Jahren nach der fünfjährigen Amtsdauer (F. 55.) 


des erſten Verwaltungsrathes ſcheiden je vier Mitglieder, welche durch das 
Loos beſtimmt werden, aus. Im vierten Jahre ſcheiden die fuͤnf letzten der 
zuerſt gewählten Mitglieder aus. Später entſcheidet tiber das Ausſcheiden nur 
die Amtsdauer. 


Die Ausgeſchiedenen ſind ſofort wieder waͤhlbar. 


$. 47. 
Austritt, Entſetzung, Suspenſion. 


Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes kann ſein Amt nach vorgaͤngi— 
ger vierwoͤchentlicher ſchriftlicher Aufkuͤndigung niederlegen. 
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Ein ſolcher Austritt iſt nothwendig, wenn die im $. 40. erwähnten Fälle 


der Wahlunfaͤhigkeit eintreten. 

Der Geſellſchaft aber ſteht das Recht zu, ein jedes Mitglied des Ver⸗ 
waltungsrathes zu jeder Zeit vom Amte zu entfernen, wenn dieſes von der 
Staatsregierung verlangt oder auf den Antrag der uͤbrigen Verwaltungsraths⸗ 
Mitglieder oder der Reviſoren in einer Generalverſammlung beſchloſſen wird. 

Ein ſolcher Antrag muß zunaͤchſt beim Verwaltungsrathe ſelbſt einge⸗ 
bracht und von dieſem in einer unter Angabe des Zweckes berufenen Ver⸗ 
ſammlung ſaͤmmtlicher Mitglieder genehmigt, demnaͤchſt aber der Generalver⸗ 
ſammlung vorgelegt werden. 

Auch kann in einer auf gleiche Weiſe berufenen Verſammlung durch 
einen von mindeſtens eilf Mitgliedern des Verwaltungsrathes gefaßten Beſchluß 
die Suspenſion vom Amte gegen ein Mitglied deſſelben bis zur definitiven Ent⸗ 
ſcheidung der naͤchſten Generalverſammlung angeordnet werden, in welchem 
Falle der Verwaltungsrath zur interimiſtiſchen Wahl eines anderen Mitgliedes 
ſchreiten kann. Das Protokoll uͤber eine ſolche Wahl muß gleichfalls unter 
Zuziehung einer Gerichtsperſon oder eines Notars aufgenommen werden. 


$. 48. 
Remuneration der Mitglieder des Verwaltungsrathes. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrathes erhalten, außer der Erſtattung 
ihrer baaren Auslagen, eine Remuneration, welche durch die Generalverſamm⸗ 
lung feſtgeſetzt wird. 


B. 
Reviſoren. 


H. 49. 
Wahl. 


f Die Generalverſammlung waͤhlt fuͤr jedes Betriebsjahr aus der Zahl 
der in Preußen wohnhaften Aktionaire drei Reviſoren. 


$. 50. 
Reſſort. 


Dieſen liegt ob, die von dem Verwaltungsrathe aufzuſtellenden Bilanzen 

zu pruͤfen und zu dechargiren. 
Die in der erſten ordentlichen Generalverſammlung nach Ablauf der 
Jahrgang 1863. (Nr. 5787.) 101 Bau⸗ 
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Bauzeit zu waͤhlenden Reviſoren haben die Baurechnung, ſowie die Bilanz fir 
die Bauzeit und fuͤr das erſte Betriebsjahr zu pruͤfen; die in jedem folgenden 


Jahre zu waͤhlenden Reviſoren prüfen die Bilanz desjenigen Jahres, in welchem 
ſie gewaͤhlt ſind. 


Die Reviſoren ſind ermaͤchtigt, dem Verwaltungsrathe Decharge zu 
ertheilen, wenn ſie gegen die Bilanz nichts zu erinnern finden oder ihre etwai⸗ 
gen Erinnerungen erledigt worden ſind. Entgegengeſetzten Falles haben ſie bei 
der naͤchſten Generalverſammlung, welcher das Reſultat der Prufung jederzeit 
mitzutheilen ift, die Beſchlußnahme uͤber die Verfolgung oder Beſeitigung der 
unerledigten Erinnerungen anheim zu ſtellen. 


C. 
Beamte der Geſellſchaft. 


H. 51. 
Wahl der Beamten. 


Sollte der Betrieb der von der Geſellſchaft zu erbauenden Eiſenbahn 
nicht einer anderen Geſellſchaft oder dem Staate uͤberlaſſen werden, ſo hat der 
Verwaltungsrath den eigenen Betrieb unter Beruͤckſichtigung des im H. 8. Nr. 8. 
feftgefegten Verhaͤltniſſes den beſtehenden allgemeinen und ſpeziellen Verord— 
nungen gemäß zu organiſiren und nach Maaßgabe des $. 8. Nr. 1. sub c. 
dieſes Statuts ſaͤmmtliche dazu erforderliche hoͤhere und niedere Beamte zu 
erwaͤhlen und anzuſtellen, die Bedingungen der mit ihnen abzuſchließenden Kon⸗ 
trakte und ihnen zu ertheilenden Vollmachten feſtzuſtellen und die ihnen zu ges 
benden Dienſtinſtruktionen zu erlaſſen. 


H. 52. 
Der Syndikus. 


Der Syndikus wird aus der Zahl der in Koͤnigsberg wohnenden Rechts— 
anwaͤlte gewaͤhlt. | 


Der Stellvertreter ift dazu beſtimmt, den Syndikus bei einzelnen Behin⸗ 
derungsfaͤllen zu vertreten und wird von dem letzteren ſelbſt, mit Genehmigung 
des Verwaltungsrathes, gewaͤhlt. Seine Legitimation wird durch eine vom 
Syndikus ausgeſtellte, mit der Genehmigung des Verwaltungsrathes verſehene 
Subſtitutionsvollmacht gefuͤhrt. 


$. 53. 


. 


Kaſſenweſen. 


Ueber die Einrichtung und Verwaltung des Kaſſenweſens wird von dem 
Verwaltungsrathe eine beſondere Inſtruktion feſtgeſetzt. N 


$. 54. 


Alle in Bezug auf die Zuſammenſetzung des Verwaltungsrathes und der 
übrigen Vertreter und der im F. 8. Nr. 1. sub c. bezeichneten Beamten der 
Geſellſchaft eintretenden Veraͤnderungen, ſowie die Namen der Vorſitzenden 
und 10 Stellvertreter, ſind durch die Geſellſchaftsblaͤtter rechtzeitig bekannt 
zu machen. 


$. 55. 
Voruͤbergehende Beſtimmungen. 


Fuͤr die erſten fünf Jahre beſteht der Verwaltungsrath der Geſellſchaft 
kraft dieſes Statuts aus nachſtehend genannten dreizehn Perſonen, welche das 
ganze Aktienunternehmen ins Leben gerufen haben, die jedoch verpflichtet ſind, 
nach Allerhoͤchſter Beſtaͤtigung dieſes Statuts ihre Zahl unter Beruͤckſichti ung 
der im H. 39. vorgeſchriebenen Nationalitaͤt bis auf ſiebenzehn zu erhoͤhen, 
naͤmlich: 5 

1) John Chapman, 

2) Sir John Henry Pelly, Baronet, 

3) Robert Ruſſel Notman, 

4) Charles E. Mangles, 

5) George Barnard Townſend, 

6) James Gilbert Johnſton, 

7) A. S. Wildy, 

8) James Hunt, 

ſaͤmmtlich in London wohnhaft, 

9) Praͤſident von Saltzwedell auf Poͤtſchendorf, 
10) Landrath von Queiß auf Woſſau, 

11) Rittergutsbeſitzer Böhm auf Glaubitten, 
12) Stadtrath An derſch aus Königsberg, 
13) Dr. Strousberg aus Berlin. f 


Dieſelben bleiben in Funktion bis zu der nach Ablauf von fünf Jahren 
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ſtattfindenden naͤchſten ordentlichen Generalverſammlung (F. 28.). In dieſer 
ſcheiden dann vier der vorgenannten Mitglieder nach H. 46. aus. 

Sollten ſich bis zum Ablaufe der Bauzeit Vakanzen in dem vorgedach⸗ 
ten Verwaltungs rathe ereignen, fo haben die übrig gebliebenen Mitglieder die 
Befugniß, ihre Zahl unter Beobachtung der Beſtimmung im H. 40. dieſes Sta⸗ 
8 tuts durch eine in ihrer Mitte zu vollziehende Wahl zu ergaͤnzen. 

2 Die ſolchergeſtalt gewaͤhlten Mitglieder bleiben ebenfalls bis zu der oben 
AN bezeichneten Generalverſammlung in Funktion. 

Die Mitglieder dieſes Verwaltungsrathes haben das Recht, ſich durch 
ein anderes Mitglied kraft einer demſelben zu ertheilenden Vollmacht vertreten 
zu laſſen; jedoch darf kein Mitglied mehr als drei ſolcher Vertretungen gleich— 
zeitig uͤbernehmen. 


2 en 
— hl 2 5 


$ 56. 


5 Waͤhrend und bis zum Ablaufe der Bauzeit ($. 26.) werden nach Maaß⸗ 
abe der nachſtehenden Beſtimmungen die $. 55. aufgeführten Mitglieder des 
erwaltungsrathes zur Wahrnehmung der Geſchaͤfte deſſelben bevollmächtigt. 


$. 57. 
Komite für die Finanzangelegenheiten. 
Vermoͤge dieſes Auftrages ſind die Herren: 
1) John Chapman, 
2) Sir John Henry Pelly (Baronet), 
3) Robert R. Notman, 
4) Charles E. Mangles, 
5) George Barnard Townſend, 
6) James Gilbert Johnſton, 
7) James Hunt, 
8) A. S. Wildy, 
2 in London, 
| die den Sitz ihrer Thaͤtigkeit in Berlin haben, ermächtigt, Namens des ge- 
1 ſammten Verwaltungsrathes und der Geſellſchaft als Komite für die Finanz: 
angelegenheiten der Geſellſchaft 


1) die auf ſaͤmmtliche Aktien zu leiſtenden Einzahlungen nach Bedurfniß | 
| refp. nach en der Staatsregierung auszuſchreiben, die Aktien 
e gegen Vollzahlung ans a adige und die darauf gezahlten 


Gelder bis zu deren Verwendung ſicher zu aſſerviren, auch ſich hier⸗ 
uͤber auf Erfordern der Staatsregierung genuͤgend auszuweiſen; 
2) den 
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2) den Bau der von der Geſellſchaft nach §. 1. beabſichtigten Eiſenbahn, 
ſowie die Beſchaffung der geſammten Betriebsmittel fuͤr dieſelbe, uͤber⸗ 
haupt alles dasjenige, was zur vollſtaͤndigen Herſtellung der Bahn und 
ihrer Zubehoͤrungen bis zu dem Betriebe derſelben in ihrer ganzen Aus⸗ 
dehnung erforderlich iſt, ganz oder theilweiſe in Entrepriſe zu geben 
und alle Kontrakte ſelbſtſtaͤndig abzuſchließen, welche über alle Gegen⸗ 
ſtaͤnde erforderlich ſind; 

3) endlich in Gemeinſchaft mit dem Reviſionskomité und mit Genehmi⸗ 
gung der Staatsregierung den Betrieb der in Rede ſtehenden Eiſenbahn 
noch vor dem Beginne deſſelben auf Rechnung der Geſellſchaft einer 
anderen Geſellſchaft oder dem Staate zu uͤbertragen. 


ö $. 58. 
Reviſionskomité. 
Die Herren: 
1) Praͤſident von Saltzwedell, 
2) Landrath von Queiß, 
3) Rittergutsbeſitzer Boͤhm, 
4) Stadtrath Ander ſch, 
5) Dr. phil. Strousberg, 
und die laut $. 55. noch zu erwaͤhlenden vier Mitglieder, die den Sitz ihrer 
Thaͤtigkeit in Koͤnigsberg haben, bilden bis zur erſten, nach Ablauf der Bauzeit 
ſtattfindenden ordentlichen Generalverſammlung ein Reviſionskomité und ſind 
ermaͤchtigt, Namens und im Auftrage des geſammten Verwaltungsrathes 
1) die Ausfuͤhrung der Bauarbeiten auf der Bahnlinie und die Erfuͤllung 
der von dem Komité fuͤr Finanzangelegenheiten oder den Bauunterneh⸗ 
mern eingegangenen Verpflichtungen in ihrem ganzen Umfange zu be⸗ 
aufſichtigen, auch daruͤber zu wachen, daß das eingezahlte Grundkapital 
Seitens des Finanzkomités beſtimmungsmaͤßig verwendet wird, die an 
den etwaigen Bauunternehmer geleiſteten Zahlungen in richtigem Ver⸗ 
haͤltniſſe zu deſſen Leiſtungen, wie den Anſchlagsſummen ſtehen, auch 
die ganze Thaͤtigkeit des Finanzkomités durch Delegirte aus ihrer Mitte 
pruͤfen und weiter verfolgen zu laſſen; 
2) das der Geſellſchaft vom Staate zu verleihende Expropriationsrecht 
Namens dieſer Geſellſchaft auszuuͤben. 


$. 59, 


Die Mitglieder beider Komités find, bei eigener Vertretung, der Gefell- 
(Nr. 5787.) ſchaft 


n 


e 
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ſchaft gegenüber verpflichtet, die in den vorſtehenden $$. 57. und 58. beſtimmten 
Grenzen ihrer Thaͤtigkeit genau einzuhalten; dagegen ſind in den Verhaͤltniſſen 
zu dritten Perſonen, der Theilung ihrer Thaͤtigkeit ungeachtet, alle Erklaͤrungen 
und Verhandlungen eines jeden der beiden Komités für die Geſellſchaft ver- 
bindlich, wenn ſie unter der Firma des Verwaltungsrathes von dem Vor⸗ 
ſitzenden einer der beiden Komités oder ihrer Stellvertreter und mindeſtens noch 
von einem Mitgliede des betreffenden Komités vollzogen ſind. 

Der Verwaltungsrath in feiner Geſammtheit iſt uͤbrigens berechtigt, auch 
ſchon vor Ablauf der Bauzeit durch Beſchluß die Theilung der Arbeiten und 
Befugniſſe aufzuheben. Ein ſolcher Beſchluß, mit welchem zugleich die Wahl 
eines Vorſitzenden des geſammten Verwaltungsrathes und ſeines Stellvertreters 
verbunden ſein muß, iſt oͤffentlich bekannt zu machen. 

In Folge deſſen treten dann auch innerhalb der Geſellſchaft die auf die 
Theilung der Arbeiten und Befugniſſe beider Komités bezuͤglichen Beſtimmungen 
der HH. 57. und 58. außer Kraft. 


$. 60. 


Die beiden Komités haben waͤhrend der Bauzeit ihre Bekanntmachungen 
durch die im H. 12. bezeichneten Blaͤtter zu erlaſſen. Sollte eines oder das andere 
derſelben in dieſer Zeit eingehen, ſo muͤſſen beide Komités gemeinſchaftlich und 
unter Zuſtimmung des „ Handelsminiſteriums ein anderes Blatt in 


Stelle des eingegangenen waͤhlen. 


H. 61. 


Der durch das gegenwaͤrtige Statut im H. 55. konſtituirte erſte Verwal⸗ 
tungsrath iſt ermaͤchtigt, die von der Koͤniglich Preußiſchen Regierung etwa als 
erforderlich zu erachtenden Abaͤnderungen dieſes Statuts vorzunehmen und in 
urkundlicher Form ſelbſt oder durch einen Bevollmaͤchtigten mit verbindlicher 
Kraft fuͤr alle Aktionaire der Geſellſchaft zu vollziehen. 


$. 62. 


Wer durch Aktienzeichnung dem Unternehmen beitritt, unterwirft ſich da- 
mit den von dem Gruͤndungskomité verlautbarten Beſtimmungen dieſes Sta— 
tuts und erkennt alle von dem Komité, als Stellvertreter der Geſellſchaft, inner— 
halb der ſtatutmaͤßigen Grenzen getroffenen Maaßnahmen und eingegangenen 
Verpflichtungen als fuͤr ſich verbindlich an. 


H. 63. 


Die Staatsregierung iſt berechtigt, zu ſpezieller techniſcher Beaufſich— 
tigung 


— * 


tigung der Bauausführung einen befonderen techniſchen Kommiſſarius zu 
ſtellen, welcher, unbeſchadet des allgemeinen geſetzlichen Aufſichtsrechts und der 
daraus entſpringenden Befugniſſe des Staats, ermaͤchtigt fein ſoll, ſich zu jeder 
Zeit, in jeder ihm geeignet ſcheinenden Weiſe, von der vorſchriftsmaͤßigen und 
ſoliden Ausführung des Baues nach den genehmigten Plänen und Konſtruktio— 
nen und von der Beſchaffenheit der zu verwendenden Materialien durch Ein⸗ 
ſichtnahme und Proben Ueberzeugung zu verſchaffen. Seinen Anordnungen iſt 
die Geſellſchaft, unter Vorbehalt des Rekurſes an das Koͤnigliche Miniſterium 
fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten, binnen zehntaͤgiger praͤkluſtviſcher 
Friſt, unbedingt Folge zu leiſten verbunden. Es ſteht ihm das Recht zu, in 
dringenden Fällen ſelbſtſtaͤndig, ſonſt aber mit Genehmigung der vorgeſetzten 


Aufſichtsbehoͤrde, die Ausführung eines Bauwerkes und die Benutzung von Bee 


triebsmitteln zu unterfagen. | 
Die dem Staate durch die fpezielle Aufſicht erwachſenden Koſten hat die 

Geſellſchaft nach Beſtimmung des Königlichen Miniſteriums für Handel, Ge⸗ 

werbe und oͤffentliche Arbeiten vorſchußweiſe zu berichtigen, reſp. zu erſtatten. 
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ER Der Inhaber diefer Aktie iſt nach Verhaͤltniß des Betrages derſelben 
aan dem geſammten Eigenthume der Oſtpreußiſchen Suͤdbahn-Geſellſchaft und 
aan dem ia und Verluſte derſelben betheiligt. 5 
V | ERAR. ANEEREEROTTALGN 4895 
Oſtpreußiſche Südbahn⸗Geſellſchaft. 
Der Verwaltungsrath. 
(L. S.) Acht fakſimilirte Unterſchriften. 
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des Aktienbuches. 


Unterſchrift des Beamten. 
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Zweihundert Thaler Preußiſch Kuraut. 


Der Inhaber dieſer Aktie iſt nach Verhaͤltniß des Betrages derſelben — 
an dem Hane Eigenthume der Oſtpreußiſchen Suͤdbahn-Geſellſchaft und Na 
an dem Gewinne und Verluſte derſelben mit allen denjenigen Vorrechten be⸗ 
theiligt, die nach dem Geſellſchaftsſtatute den Inhabern der Stamm-Prioritaͤts⸗ 
Aktien zuſtehen, insbeſondere alſo mit dem prioritaͤtiſchen Anſpruche auf Ge⸗ 9 
waͤhrung einer Dividende von fuͤnf Prozent pro anno aus dem Reinertrage 
des Unternehmens der Geſellſchaft, ehe irgend eine Dividendenzahlung an die 
Inhaber der Stammaktien ſtattfinden darf. i 
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Oſtpreußiſche Südbahn⸗Geſellſchaft. 
Der Verwaltungsrath. 
(. 8) Acht fatfimiliete Unterſchriften. „ 


Eingetragen Fol, ....... a 
des Aktienbuches. 1 


Unterſchrift des Beamten. 
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| Kupon 
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8 „ 
05 8 : der 
8 Oſtpreußiſchen Südbahn» Befellfchaft 
1 8 wihrend der Bauzeit, nachdem die Aktie voll eingezahlt ift. 
Se Der Inhaber dieſes Kupons empfängt gegen Einlieferung deſſelben 
2 5 Rthlr. Preuß. Kurant, geſchrieben: fünf Thaler Preußiſch Kurant, 
2 als Zinſen der vorgedachten Aktie für das halbe Jahr vom ....... 
2 2 3556 EEE is z unn 
8 2 e Fb. ren 18. 
2 2 Der Verwaltungsrath der Oſtpreußiſchen Südbahn⸗ 
8 Geſellſchaft. 
S 2 (L. S.) Fakſimile von zwei Unterſchriften. 
Eingetragen Fol.. 
Unterſchrift des Beamten. 
Schema D. 
Dividendenſchein 
zur 
0 Stamm⸗Aktie 
5 2 7 
der 
| Oſtpreußiſchen Südbahn-Seſellſchaft. 
. Der Inhaber dieſes Scheines empfaͤngt gegen Einlieferung deſſelben die 
0 auf obige Aktie fallende Dividende für das Jahr ..... „deren Betrag vom 
. Verwaltungsrathe bekannt gemacht werden wird. 10 
R VVV 


Der Verwaltungsrath der Oſtpreußiſchen Südbahn⸗Geſellſchaft. 


(L. S.) Fakſimile von zwei Unterſchriften. 


Unterſchrift des Beamten. 
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VVV WWW 18. 
12 Der Verwaltungsrath der Oſtpreußiſchen Südbahn⸗ 
5 Geſellſchaft. 
er (. 8) Fatſimile von zwei Unterfehriften. 
Schema F. 
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Stamm ⸗Prioritäts⸗ Aktie 
2 N, 
& 8 der 
8 85 Oſtpreußiſchen Südbahn ⸗Geſellſchaft. 
8 Mr Der Inhaber dieſes Dividendenſcheins hat gegen Einlieferung 
2 #7 deſſelben an dem laut Bilanz ſich ergebenden Reingewinne der Ge— 
ö = fellfchaft für das Jaht einen Prioritätsanfpruch bis zu 10 Rthir. 
2 Preuß. Kurant, gefchrieben: zehn Thaler Preußiſch Kurant. Außer⸗ 
Ss dem wird der Ueberſchuß des vertheilungsfaͤhigen Reingewinns, der 
8 3 ſich nach Auszahlung dieſer fünf Prozent, ſowie demnaͤchſt fernerer 
2 ſechs zwei Drittheil Prozent pro anno auf die Stammaktien her⸗ 
8 ausſtellt, pro rata unter die Stamm- und die Stamm = Priorität: | 
& 5 Aktien vertheilt. 
S 5 ER ER RE Her 18.. 
8 Der Verwaltungsrath der Oſtpreußiſchen Südbahn⸗ 
Geſellſchaft. 
(L. S.) Jakſimile von zwei Unterſchriften. 
Eingetragen Fol. ..... des Dividendenſchein⸗ 
Regiſters. 


Unterſchrift des Beamten. 
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2 85 Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt im Jahre gegen 
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. F 18. 
8 Der Verwaltungsrath der Oſtpreußiſchen Südbahn⸗ 
5; Geſellſchaft. 
2 (L. S.) Fakſimile von zwei Unterſchriften. 
Schema H. 


Quittungsbogen 


„ en eenen en anasaere aim e Senennnusnhssusnnenannendenen 
hat ſich durch Zeichnung einer Sheep, Arc k. e von zweihundert 
Thalern Preußiſch Kurant bei der Oſtpreußiſchen Suͤdbahn⸗Geſellſchaft betheiligt 
und auf dieſen Betrag die hierunter von dem Verwaltungsrathe oder dem 
Finanz⸗Komité der Geſellſchaft zu quittirenden Raten eingezahlt. 

Die Aushaͤndigung der Aktie gegen Ruͤckgabe dieſes Quittungsbogens 
geſchieht, nachdem der ei der Aktie voll ge iſt. 
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Das Finanz⸗Komité der Oſtpreußiſchen Südbahn⸗Geſellſchaft. 


(L. S.) Drei fakſimilirte Unterſchriften. 


Redigiet im Bäreau des Staats -Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
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